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Siedlungen als Schritt auf dem Weg zur Umsetzung des „Fahr-
plans“ ist,

daran erinnernd, dass alle Gewalthandlungen, namentlich
alle Akte des Terrors, der Provokation, der Aufwiegelung und
der Zerstörung, eingestellt werden müssen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Mitteilung
des Generalsekretärs zur Übermittlung des von der Wirt-
schafts- und Sozialkommission für Westasien erstellten Be-
richts über die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen
der israelischen Besetzung auf die Lebensbedingungen des pa-
lästinensischen Volkes in dem besetzten palästinensischen
Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, sowie der arabischen
Bevölkerung des besetzten syrischen Golan8, 

1. bekräftigt die unveräußerlichen Rechte des palästi-
nensischen Volkes und der Bevölkerung des besetzten syri-
schen Golan auf ihre natürlichen Ressourcen, namentlich ihr
Recht auf Land und Wasser;

2. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, die natürli-
chen Ressourcen in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich Ost-Jerusalems, und dem besetzten syrischen
Golan weder auszubeuten noch zu schädigen noch ihren Ver-
lust, ihre Erschöpfung oder ihre Gefährdung zu verursachen; 

3. anerkennt das Recht des palästinensischen Volkes,
im Falle der Ausbeutung, der Schädigung, des Verlusts, der Er-
schöpfung oder der Gefährdung seiner natürlichen Ressourcen
durch von der Besatzungsmacht Israel ergriffene rechtswidri-
ge Maßnahmen in dem besetzten palästinensischen Gebiet,
einschließlich Ost-Jerusalems, Rückerstattung zu verlangen,
und gibt der Hoffnung Ausdruck, dass diese Frage im Rahmen
der den endgültigen Status betreffenden Verhandlungen zwi-
schen der palästinensischen und der israelischen Seite behan-
delt wird;

4. betont, dass die von Israel in dem besetzten palästi-
nensischen Gebiet, einschließlich in Ost-Jerusalem und seiner
Umgebung, derzeit erbaute Mauer gegen das Völkerrecht ver-
stößt und das palästinensische Volk auf schwerwiegende Wei-
se seiner natürlichen Ressourcen beraubt, und fordert in die-
sem Zusammenhang die uneingeschränkte Befolgung der in
dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli
20046 und in Resolution ES-10/15 genannten rechtlichen Ver-
pflichtungen;

5. nimmt Kenntnis von dem israelischen Rückzug aus
dem Gazastreifen und Teilen des nördlichen Westjordanlands
und dem Abriss der dort vorhandenen Siedlungen als Schritt
auf dem Weg zur Umsetzung des „Fahrplans“;

6. fordert die Besatzungsmacht Israel in diesem Zusam-
menhang auf, sich im Hinblick auf die Änderung des Charak-
ters und des Status des besetzten palästinensischen Gebiets,
einschließlich Ost-Jerusalems, genauestens an ihre Verpflich-
tungen auf Grund des Völkerrechts, einschließlich des huma-
nitären Völkerrechts, zu halten;

7. fordert die Besatzungsmacht Israel außerdem auf, die
Ablagerung jeder Art von Müll in dem besetzten palästinensi-
schen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und in dem be-
setzten syrischen Golan sofort einzustellen, durch die deren
natürliche Ressourcen, namentlich die Wasser- und Bodenres-
sourcen, aufs schwerste bedroht werden und von denen eine
Gefahr für die Umwelt und die Gesundheit der Zivilbevölke-
rung ausgeht;

8. fordert Israel ferner auf, seine Zerstörung lebens-
wichtiger Infrastruktur, einschließlich Wasserleitungen und
Abwassersystemen, wodurch unter anderem die natürlichen
Ressourcen des palästinensischen Volkes beeinträchtigt wer-
den, einzustellen;

9. ersucht den Generalsekretär, ihr auf ihrer zweiund-
sechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolution
Bericht zu erstatten, und beschließt, den Punkt „Ständige Sou-
veränität des palästinensischen Volkes in dem besetzten palä-
stinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und der
arabischen Bevölkerung des besetzten syrischen Golan über
ihre natürlichen Ressourcen“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/185

Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/432, Ziff. 7)9.

61/185. Verkündung internationaler Jahre

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 53/199 vom 15. Dezem-
ber 1998 über die Verkündung internationaler Jahre und die
Resolution 1980/67 des Wirtschafts- und Sozialrats vom
25. Juli 1980 über internationale Jahre und Jahrestage samt
den in der Anlage enthaltenen Richtlinien, die von der Gene-
ralversammlung in ihrem Beschluss 35/424 vom 5. Dezember
1980 angenommen wurden,

1. ersucht den Generalsekretär, die Aufmerksamkeit
der Sonderorganisationen und der Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen auf die in der Anlage der Resolution
1980/67 des Wirtschafts- und Sozialrats enthaltenen Richtli-
nien für künftige internationale Jahre zu lenken und diese
Richtlinien zugänglich zu machen;

2. betont, dass die in den Richtlinien enthaltenen Krite-
rien und Verfahren bei der Prüfung künftiger Vorschläge für
internationale Jahre berücksichtigt und angewandt werden
müssen.

8 A/61/67-E/2006/13.

9 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Andorra, Australien, Dänemark, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Island, Israel, Italien, Kanada, Liechtenstein,
Moldau, Monaco, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Republik
Korea, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Ungarn, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Ame-
rika und Zypern.




